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Solving plant protection issues for minor uses
Georg Meinertvormals Landesanstalt für Pflanzenschutz Stuttgart Zusammenfassung
Durch die obligatorische Zulassung der Pflanzenschutzmittel
1968 entstanden Lückenindikationen, die den legalen Anbau
von anbaumäßig kleinen Kulturen wie Gemüse und Beerenobst
durch die fehlende Verfügbarkeit von Pflanzenschutzmitteln in
Deutschland gefährdeten. Durch verschärfte Bedingungen für
die Zulassung ab 1986 und dem damit verbundenen Wegfall
zahlreicher Mittel sowie durch die Einführung der Indikations-
zulassung ab 2001 erhöhte sich die Zahl der Lückenindikatio-
nen in großem Maße.
Dank der anfänglichen Bemühungen des amtlichen Pflan-
zenschutzdienstes der Länder, der Biologischen Bundesanstalt
für Land- und Forstwirtschaft und des damaligen Bundesge-
sundheitsamtes konnten einige Lücken geschlossen und das
Problem der Lückenindikationen im Bewusstsein des Pflan-
zenschutzes erhalten werden. Durch die Gründung des Arbeits-
kreises Lückenindikationen (AK LÜCK) 1993 und die verbes-
serte Zusammenarbeit mit den Zulassungsbehörden und auch
den Firmen wurden weitere gute Ergebnisse erzielt. Der
Durchbruch gelang mit Inkrafttreten des Genehmigungsver-
fahrens nach Paragraf 18 des Pflanzenschutzgesetzes und der
folgenden beispielhaften Zusammenarbeit zwischen den Lan-
des- und Bundesbehörden, den Industriefirmen und den Be-
rufsverbänden, so dass das Problem wohl prinzipiell gelöst ist,
doch als Daueraufgabe bestehen bleibt.
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Pflanzenschutzmittel - Grundpfeiler des Pflanzen-
schutzes
Der Pflanzenschutz erfüllt seine wichtigen Aufgaben der Er-
trags- und Qualitätssicherung mit verschiedenen Verfahren, z.
B. mechanischen, biotechnischen, biologischen, chemischen
und integrierten Methoden. Trotz großzügiger Förderung für
die Entwicklung nicht chemischer Verfahren durch die öffentli-
che Hand bleibt die Anwendung chemischer Pflanzenschutz-
mittel die wichtigste Bekämpfungsart auch für das nächste Jahr-
zehnt. Selbstverständlich werden die Pflanzenschutzmittel lau-
fend toxikologisch und ökotoxikologisch verbessert, in inte-
grierte Verfahren eingebunden und so mittels Prognosemodel-
len gezielt und sparsam nach guter fachlicher Praxis angewandt.Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 60. 2008Fehlende Pflanzenschutzmittel für notwendige Anwen-
dungsgebiete (Indikationen) sind deshalb ein gravierendes
wirtschaftliches Problem für die Praktiker, weil sich die Verlus-
te durch nicht bekämpfte Schaderreger überproportional nega-
tiv auf den Deckungsbeitrag im Vergleich zum Rohertrag aus-
wirken oder weil ökonomisch interessante Kulturen nicht an-
gebaut werden können.
Fehlende Indikationen seit 1968
Seit mit dem Pflanzenschutzgesetz von 1968 die obligatorische
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln eingeführt wurde, gibt es
fehlende Lückenindikationen, d. h. von der Praxis geforderte
und notwendige Anwendungsgebiete für Pflanzenschutzmittel
gegen bestimmte Schadorganismen in bestimmten Kulturen
mit geringem Flächenanteil oder geringem wirtschaftlichen
Gewicht. Es kann sich auch um Schadorganismen mit regiona-
ler oder untergeordneter Bedeutung handeln (Definition Lü-
ckenindikation, HERFS, 1983). In erster Linie geht es meistens
um Gartenbaukulturen, kleinfrüchtiges Beerenobst und neue
Kulturpflanzen wie Sonnenblumen, Soja, Öllein u. a.
Für die Hersteller von Pflanzenschutzmitteln und die An-
tragsteller für eine Zulassung waren diese Anwendungsgebiete
betriebswirtschaftlich nicht attraktiv, so dass weder eine Ent-
wicklung von Mitteln für diese Bereiche erfolgte, noch eine
Ausweisung von Indikationen für andere zugelassene wirksa-
me Präparate beantragt wurde.
Seit 1974 bearbeitete eine spezielle Arbeitsgruppe der Bio-
logischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA)
dieses Lückenproblem nach einem „Verfahren zur Prüfung und
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in Fällen der Lückenin-
dikation“. Erst 1983 wurde der Ablauf dieses Verfahrens im
Nachrichtenblatt des Deutschen Pflanzenschutzdienstes veröf-
fentlicht und damit offiziell gültig (HERFS, 1983). Die wesent-
lichen Kriterien waren folgende (s. Abb. 1):
Der gewählte Beauftragte des Pflanzenschutzdienstes (R.
WACHENDORFF, Pflanzenschutzamt Bonn-Bad Godesberg, ab
1985 Dr. G. MEINERT, Landesanstalt für Pflanzenschutz Stutt-
gart ) hatte die Federführung bei der Auswahl der wichtigen
Lückenindikationen. Die Fachgruppe für chemische Mittelprü-
fung der BBA und das damalige Bundesgesundheitsamt prüf-
ten die Rückstandsfragen. Die notwendigen Daten für die
Wirksamkeit und Phytotoxizität wurden kostenfrei vom amtli-
chen Pflanzenschutzdienst erarbeitet und der antragstellenden
Firma zur Verfügung gestellt. Die Beantragung der Lückenin-
dikation erfolgte dann im Rahmen der üblichen Zulassungsprü-
fung ausschließlich durch die Firma selbst. Die Zulassung der
Lückenindikation wurde meistens erst nach längerer Zeit und
öfteren Unterbrechungen (Hemmungen) wegen fehlender Da-
ten ausgesprochen (CRÜGER, 1993).
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fällig herausgestellt, weil die Antragstellung ausschließlich bei
den Firmen lag, die - obwohl die meisten Unterlagen vom amt-
lichen Pflanzenschutzdienst erarbeitet wurden -  nur ein gerin-
ges wirtschaftliches Interesse an der Schließung von Lückenin-
dikationen hatten. In fast 20 Jahren (1974 bis 1993) wurden nur
26 Lückenindikationen geschlossen (MEINERT, 1993).
Der Nachteil der offenen Lückenindikationen für die Praxis
und Beratung war bis Ende der 80er Jahre durchaus vorhanden
aber nicht so gravierend. Durch eine flexible eigenverantwort-
liche Handhabung der Pflanzenschutzmittel vonseiten der
Praktiker unter strenger Einhaltung verschiedener Rechtsvor-
schriften wie der Rückstandshöchstmengenverordnung, der
Bienenschutzverordnung und der Pflanzenschutz-Anwen-
dungsverordnung traten manche Lücken praktisch nicht auf.
Die Anwender waren durch die Vertriebszulassung relativ frei
in der Mittelanwendung, was vom Gesetzgeber auch gewollt
war, wenn die Vorschriften beachtet wurden.
Dramatische Wende durch neues Pflanzenschutz-
gesetz 1986
Mit der Novellierung des Pflanzenschutzgesetzes vom
15.09.1986 trat in den folgenden Jahren eine dramatische Wen-
de in der Zulassung und damit auch in der Anwendung von
Pflanzenschutzmitteln ein. Für die Zulassung wurden umfang-
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Betroffene Firmen informieren wegenreiche, kostspielige Untersuchungen auf der Grundlage der
„Guten Laborpraxis“ beispielsweise zum Schutze des Grund-
wassers unter Berücksichtigung des Trinkwassergrenzwertes
verlangt sowie zum Schutze des Bodens und der Luft, was für
die Antragssteller außerordentlich personal-, zeit- und kosten-
aufwändig war. Allein der Erhalt bestehender Zulassungen be-
anspruchte etwa 40 bis 60 % des Entwicklungs- und For-
schungsetats der Firmen, so dass die Ressourcen für Neuent-
wicklungen und Zulassungserweiterungen sehr eingeengt wur-
den und somit für die Bearbeitung von Lückenindikationen
kaum noch Kapazitäten frei waren (LEFÈVRE, 1993).
Das Ergebnis war ein enormer Rückgang der zugelassenen
Pflanzenschutzmittel von 1800 auf etwa 870 Präparate bzw.
von 308 auf 220 Wirkstoffe im Zeitraum von 1986 bis 1993.
Die Firmen stellten erheblich weniger Anträge für die Wieder-
zulassung alter Mittel. So wurden allein im Jahre 1990 von 174
ausstehenden Wiederzulassungen 48 % nicht mehr erneut be-
antragt, entweder aus wirtschaftlichen Gründen oder weil die
ungewöhnlich hohen Anforderungen nicht erfüllt werden
konnten oder weil sonstige Gründe vorlagen (Bundeslandwirt-
schaftsministerium, BML, 1993). Für die Firmen bedeutete
diese Situation mangelnde Planungs- und Verfahrenssicher-
heit.
Für die Praxis brachte diese katastrophale Entwicklung
größte Schwierigkeiten und Unsicherheiten beim legalen An-
bau der Kulturpflanzen, so dass sogar der Anbau mancher
Kultur fraglich wurde. Viele Pflanzenschutzmittel konnten
Abb. 1. Verfahren bei Lü-
ckenindikationen (1974 bis
1993).
n 
is) 
ungsvoraussetzungen)
) bei BBA 
UBA an Firma 
keit, Rückstände) 
GA, UBA) 
uss
ng
liste) 
 Antragstellung Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 60. 2008
G. Meinert: Schließung von Lückenindikationen … 33nicht mehr in Wasserschutzgebieten angewandt werden, weil
sie vorsorglich vom Umweltbundesamt eine Wasserschutzge-
bietsauflage zum Schutze der Gewässerorganismen erhielten
wie beispielsweise die Wuchsstoffmittel im Getreide. Das
nützlingsschonende Pirimor-Granulat durfte aufgrund der er-
lassenen bußgeldbewehrten Anwendungsbestimmungen
(NW 200) wegen möglicher toxischer Auswirkungen auf Ge-
wässerorganismen nicht in Zwetschen, Beerenobst, Wurzel-
gemüse, Petersilie und allen Gemüsekulturen unter Glas und
bei Stangenbohnen eingesetzt werden. Das bedeutete eine
Vorwegnahme der Indikationszulassung, die erst mit der nati-
onalen Umsetzung der Richtlinie 91/414/EWG in Kraft treten
sollte.
NW 200
Anwendung nur in den in der Gebrauchsanleitung genannten
Anwendungsgebieten und nur zu den hier beschriebenen
Anwendungsbedingungen
Gegen die Kirschfruchtfliege wurde Lebaycid (Fenthion) aus
ökologischen Gründen seit 1999 nicht mehr zugelassen, wo-
durch der Kirschenanbau infrage gestellt wurde. Im Kernobst
fehlten die nützlingsschonenden Mittel Alsystin und Dimilin,
so dass die Praxis nur ungern auf breitwirkende Insektizide wie
ME 605 Spritzpulver (jetzt auch verboten) ausweichen musste.
Damit drohte dem umweltfreundlichen integrierten Pflanzen-
schutz im Obstbau das fachliche Ende, was für die gut geschul-
ten Obstbauern völlig unverständlich war. Es bestand kein
Zweifel, dass die noch zugelassenen breitwirksamen Insektizi-
de nach Ablauf der Zulassungsfrist ebenfalls nicht mehr zur
Verfügung stehen würden, was sich auch bestätigte. Zur chemi-
schen Fruchtausdünnung stand kein zugelassenes Mittel zur
Verfügung im Gegensatz zu anderen EU-Ländern (KNEIB,
1996).
Das Bundeslandwirtschaftsministerium (BML) hielt schon
1993 die gewünschte Verfügbarkeit von Pflanzenschutzmitteln
für alle Bekämpfungsnotwendigkeiten für eine Illusion und
stellte fest, dass sich die Schere zwischen dem notwendigen
Pflanzenschutz und der Bereitstellung von Pflanzenschutzmit-
teln durch die Industrie zusehends öffnen würde (PETZOLD,
1993).
Verbessertes Verfahren zur Schließung der Lücken
Auch wenn das bis dahin geübte Verfahren zur Schließung der
Lückenindikationen schwerfällig war und wenig Erfolg ge-
bracht hatte, musste dieser Weg weiter beschritten werden, wo-
bei durchaus Verbesserungen möglichen waren. Vorausschau-
end wurde bereits am 22.09.1993 der Arbeitskreis Lückenindi-
kation (AK LÜCK) gegründet, dem die Leiter der Pflanzen-
schutzämter und Landesanstalten der Länder angehören. Für
die fachliche Detailarbeit wurden sieben Unterarbeitskreise ge-
gründet, nämlich für Gemüse, Heil- und Gewürzpflanzen,
Zierpflanzen und Baumschulen, Obstbau und Hopfen und Ta-
bak, Ackerbau, Weinbau sowie Forst. Zur Wahrung der Konti-
nuität der Arbeit übernahm die Biologische Bundesanstalt für
Land- und Forstwirtschaft die Geschäftsführung in diesem AK
Lück.
Im November 1993 fanden die ersten Sitzungen der Unter-
arbeitskreise statt. Wesentlich war als erstes die Nennung und
Beschreibung wichtiger Lückenindikationen in den einzelnen
Kulturarten. Dabei wurden etwa 900 Lückenindikationen und
Bekämpfungslücken zusammengetragen, die am 11.03.1994
im Bundesanzeiger durch die BBA veröffentlicht wurden.
Die Lösungsmöglichkeiten waren wegen der andauernden
Zurückhaltung der Industrie als Antragssteller anfangs auf die
Einbeziehung der fehlenden Anwendungsgebiete (Lückenin-
dikationen) in die Hauptzulassung beschränkt, wofür dieNachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 60. 2008Fachgruppen der BBA und der amtliche Pflanzenschutzdienst
bei den Antragsstellern geworben hatten. Zunächst musste
aber ein Zulassungsinhaber gefunden werden, der die Erwei-
terung seiner Zulassung durch einen Ergänzungsantrag an-
strebte. Der Nachweis der hinreichenden Wirksamkeit konnte
durch Versuche des amtlichen Pflanzenschutzdienstes, durch
vorliegende Erfahrungen oder durch vergleichbare Versuchs-
ergebnisse aus dem Ausland großzügig geführt werden. Trotz
guten Willens bei den Behörden erfolgen nur mühsam die ers-
ten Schritte zur Verwirklichung dieses Vorhabens. Um das
Tempo zu forcieren, schlossen auf Initiative des Bundesland-
wirtschaftsministeriums einige bedeutende Pflanzenschutzfir-
men mit dem AK LÜCK ein „Verbundvorhaben“ ab, in dem
sich die Firmen bereit erklärten, fehlende Daten selbst zu erar-
beiten und vor allem die Anträge auf Erweiterung der Zulas-
sung zügig zu stellen. Also ein großer Schritt nach vorne!
Kaum lief jedoch dieses Verfahren an, wurde vom Umwelt-
bundesamt bei der Bearbeitung eines dafür notwendigen Er-
gänzungsantrags der Zugriff auf die Hauptzulassung angekün-
digt, was schlimmstenfalls das Ende der Hauptzulassung des
Mittels für die Firma bedeuten konnte. Denn für die Wieder-
zulassung waren die neuen Daten für das zugelassene Mittel
noch nicht erarbeitet, weil die Zulassung noch mehrere Jahre
Bestand hatte. Diese Vorgehensweise war selbst für gutwillige
Firmen nicht akzeptabel. Erst nach langwierigen Diskussio-
nen wurde ein annehmbarer Kompromiss gefunden, jedoch
ging dabei zum Schaden für die Praktiker viel Zeit verloren.
Immerhin wurden mit großer Mühe von 1993 bis 2000 etwa
200 Lückenindikationen (Anwendungsgebiete) besonders im
Gemüsebau geschlossen.
Paradigmenwechsel durch neues Pflanzenschutz-
gesetz 1998
In dieser Zeit des dramatischen Mangels an Mitteln und fehlen-
den, aber notwendigen Indikationen und dem andauernden
Verlust von Zulassungen drohten weitere gravierende Ver-
schärfungen. Geradezu ein Paradigmenwechsel erfolgte durch
die Einführung der Indikationszulassung durch die nationale
Umsetzung der EU-Richtlinie über das Inverkehrbringen von
Pflanzenschutzmitteln von 1991 (RL 91/414/EWG) am 15.
Mai 1998 mit dem Pflanzenschutzgesetz. Allerdings wurde
eine Übergangsfrist bis zum 1. Juli 2001 für die Indikationszu-
lassung wegen der zu erwartenden, kaum zu kalkulierenden
Schwierigkeiten hinsichtlich der völlig veränderten Anwen-
dungsvorschriften der Mittel und deren Verfügbarkeit einge-
räumt. Für Deutschland bedeutete diese Richtlinie eine nicht
abzuschätzende Erhöhung der Zahl der Lückenindikationen
und durch die Nichtanmeldung von Wirkstoffen in der EU
durch die Inhaber auch große Lücken in Hauptkulturen. Auch
mussten von den Antragstellern alle vor dem 1. Juli 1998 zuge-
lassenen Mittel mit ihren Anwendungsgebieten bei der Biolo-
gischen Bundesanstalt zur Indikationszulassung angemeldet
werden. Diese Aufforderung nutzten manche Firmen zur Be-
reinigung ihrer Mittelpalette. Für die Praktiker ein zusätzliches
Problem, weil die nicht angemeldeten Pflanzenschutzmittel
bzw. Anwendungsgebiete nach dem 30. Juni 2001 nicht mehr
angewandt bzw. genutzt werden durften. Für Pflanzenschutz-
mittel mit neuen Wirkstoffen galt die einschränkende Indikati-
onszulassung schon ab dem 1. Juli 1998. Diese Mittel wurden
in Deutschland bereits nach den „Einheitlichen Grundsätzen“
aus der Richtlinie 91/414/EWG bewertet und zugelassen. Da-
gegen wendeten die anderen Mitgliedsstaaten diese schärferen
„Einheitlichen Grundsätze“ erst dann an, wenn der Wirkstoff
im Anhang I der genannten Richtlinie aufgenommen war, was
nur in sehr wenigen Fällen bis 2003 zutraf. Damit entstand eine
drastische Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten der deut-
schen Landwirtschaft.
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Lückenschließung
Gleichzeitig wurde nach langen Diskussionen im neuen Pflan-
zenschutzgesetz tatsächlich ein Rechtsverfahren für die Schlie-
ßung von Lücken im Paragrafen 18 vom Gesetzgeber festge-
schrieben. Aus heutiger Sicht war diese Regelung die entschei-
dende Voraussetzung für den Durchbruch für die Genehmi-
gung von Mitteln und damit für den weiteren Anbau von Klein-
kulturen, bzw. Sonderkulturen in Deutschland.
Dieses Genehmigungsverfahren beruht auf dem Artikel 9
der Richtlinie 91/414/EWG, weil darin unter bestimmten Vor-
aussetzungen die Möglichkeit der Genehmigung eines Pflan-
zenschutzmittels in einem anderen als mit der Zulassung fest-
gesetzten Anwendungsgebiet vorgesehen ist.
Wesentliche Kriterien sind:
• Eine Antragstellung durch den Mittelinhaber, aber auch
durch Dritte ist möglich (amtlicher Pflanzenschutzdienst,
Zulassungsinhaber, Berufsverbände, Praktiker, wissen-
schaftliche landwirtschaftliche Einrichtungen),
• es besteht ein öffentliches Interesse für die Genehmigung
der Mittel,
• es müssen nur Kenntnisse zur Wirkung vorliegen, also kei-
ne vorschriftsmäßigen Versuchsergebnisse wie zur Zulas-
sung,
• es dürfen keine nicht vertretbaren Auswirkungen auf die zu
schützende Pflanze, die Umwelt und die Gesundheit von
Mensch und Tier zu besorgen sein und
• die Genehmigung wird nur zur Anwendung bei Pflanzen
mit geringfügigem Anbau erteilt oder deren Anbau oder Ge-
winnung von geringfügiger Bedeutung sind, oder gegen
Schadorganismen, die nur gelegentlich in bestimmten Ge-
bieten erheblichen Schaden verursachen.
Die entscheidende Verbesserung für das qualitativ neue Lü-
ckenindikationsverfahren war zweifelsohne die Möglichkeit
der Beantragung der Genehmigung nach § 18a des Pflanzen-
schutzgesetzes auch durch Dritte, besonders durch die Unterar-
beitskreise, so dass die Abhängigkeit von den Firmen entfiel,
in deren Eigentum sich die Mittel befinden.
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Finanzierung der Rückstand
2001 - 2005Als hemmend für das neue Lückenindikationsverfahren erwie-
sen sich anfangs
• die Frage der Haftung für die möglichen Schäden bei der
Anwendung des genehmigten Pflanzenschutzmittels,
• die unsichere Finanzierung der Rückstandsanalysen und an-
derer erforderlicher Daten,
• die fehlenden zugelassenen Mittel, besonders die Insektizi-
de, auf denen die Genehmigung fußen muss und
• die fehlenden Höchstmengen für die zahlreicher werdenden
Indikationen.
Die Haftungsfrage wurde gemeinsam zwischen dem Industrie-
verband Agrar e.V. und dem Bundeslandwirtschaftsministeri-
um geregelt. Der Anwender der genehmigten Indikation ist für
eingetretene Schäden selbst verantwortlich. Der Zulassungsin-
haber der Mittel ist bei der Genehmigung von der Produkthaf-
tung befreit. Bisher sind keine Fälle von Streitigkeiten bekannt
geworden.
Die Finanzierung der Erarbeitung von Daten für die Ge-
nehmigung schien kaum lösbar, weil sich die Zulassungsinha-
ber finanziell nicht beteiligen wollten, auch nicht an einer na-
tionalen Fondsbildung, die ebenfalls angedacht war. Anfangs
wurden deshalb Lösungen vorzugsweise für nicht rückstands-
relevante Lückenindikationen gesucht, da die hierfür notwen-
digen Daten kostenfrei und auch kurzfristig vom amtlichen
Pflanzenschutzdienst erstellt wurden. Es zeigte sich aber
bald, dass die Bundesländer, die Märkte, die Berufsverbände,
ja sogar Privatpersonen bereit waren, die Kosten für die
Rückstandsanalysen zu tragen. Seit einiger Zeit beteiligen
sich auch die meisten Firmen an der Schließung der Lücken-
indikationen mit der Durchführung oder Bezahlung von
Rückstandsanalysen (Abb. 2).
Ein Problem bleibt, nämlich fehlende zugelassene Mittel,
die die Voraussetzung für eine Genehmigung sind; vor allem
im Bereich der Insektizide und Akarizide ist die Palette in den
Raumkulturen dürftig und wird auch künftig wegen der strin-
genten Vorschriften zur Aquatox und der Kleinsäuger nicht
prinzipiell verbessert werden. In der Folge werden zahlreiche
Lückenindikationen auf nur wenige Insektizide verteilt, so dass
mit Resistenzgefahren zu rechnen ist.
Abb. 2. Finanzierung der
Rückstandsanalysen (2001
bis 2005).
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nehmigung verlangt, wenn noch die Höchstmenge fehlt. Dann
ist die Veröffentlichung der Genehmigung nicht möglich und
deshalb nicht anwendbar. Bis zur Veröffentlichung der festge-
setzten Höchstmengen in der Rückstandshöchstmengen-Ver-
ordnung kann es 2 bis 4 Jahre dauern. Auch die vorgesehene
Harmonisierung der Höchstmengen auf EU-Ebene wird wohl
keine zeitlichen Verbesserungen bringen.
Arbeit eines Unterarbeitskreises am Beispiel 
Obstbau
In diesem Unterarbeitskreis (UAK) werden vor allem für die
Kulturen des Beerenobstes und Steinobstes Wirksamkeitsver-
suche und Rückstandsversuche erarbeitet, um mit diesen Daten
Genehmigungen nach § 18 des Pflanzenschutzgesetzes bei der
Zulassungsbehörde zu erwirken.
Die Landesanstalt für Pflanzenschutz Stuttgart (LfP) leitet
und koordiniert die Arbeiten auf Bundesebene in sehr engem
Kontakt mit den Dienststellen des Pflanzenschutzes der ande-
ren Bundesländern und mit der Geschäftsführung des AK
LÜCK bei der Biologischen Bundesanstalt sowie den Herstel-
lerfirmen.
In einem jährlich gemeinsam mit den Pflanzenschutzfach-
leuten der übrigen Bundesländer erstellten Versuchsprogramm
werden Pflanzenschutzmittel für aktuelle Lückenindikationen
im Obstbau geprüft. Im Jahre 2006 waren es 88 Versuchspläne
von 12 obstbaulichen Kulturen, hauptsächlich Erdbeeren und
Himbeeren. Die erzielten Ergebnisse werden jährlich in aus-
führlichen Berichten veröffentlicht und mit den Fachleuten dis-
kutiert. Von 1996 bis 2005 wurden 786 Wirksamkeitsversuche
im Unterarbeitskreis Obstbau ausgewertet.
Der Schwerpunkt der Genehmigungen liegt in rückstandsre-
levanten Indikationen, weshalb die notwendigen Rückstands-
daten mit hohem personellen, finanziellen und organisatori-
schen Aufwand zu erarbeiten sind. Aus Freilandversuchen
werden Proben für die Analyse der Wirkstoffe gezogen. Je
Abb. 3. Ablauf der Schließung einer Lückenindikation (Beispiel
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aus zwei Versuchsjahren zu ermitteln. Bisher wurden 224 Feld-
studien durchgeführt. In jüngster Zeit verschieben sich diese
Arbeiten auf Beerenkulturen und Erdbeeren, die im geschütz-
ten Anbau kultiviert werden. Der Abbau der Wirkstoffe verhält
sich im geschützten Anbau anders als im Freiland, er verläuft
in der Regel langsamer. Der analytische Teil der Rückstands-
untersuchung erfolgt nach Guter Laborpraxis und wird über
eine Ausschreibung durch die LfP an private Labors vergeben.
Die im UAK Obstbau erarbeiteten Daten zur Wirksamkeit,
Verträglichkeit und zur Rückstandssituation werden zusam-
mengestellt und nach Absprache mit den Zulassungsinhabern
erfolgt eine Vorabanfrage über die Geschäftsstelle für den AK
Lück bei der Zulassungsbehörde und der Einvernehmens- und
den Benehmensbehörden. Damit wird sichergestellt, dass beim
offiziellen Genehmigungsverfahren keine größeren Probleme
auftreten und den Verfahrensablauf hemmen.
Nach Anhörung der Sachverständigen und der Erfüllung al-
ler geforderten Kriterien kann dann die Genehmigung für die
beantragte Indikation durch das Bundesamt für Verbraucher-
schutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) und die Veröffentli-
chung im Bundesanzeiger erfolgen (s. Abb. 3).
Die anderen Unterarbeitskreise arbeiten in ähnlicher Art und
Weise.
Von den ersten Genehmigungen bis zum 
routinemäßigen Ablauf
Die ersten Anträge nach § 18 a des Pflanzenschutzgesetzes wur-
den 1999 vom UAK Gemüsebau gestellt und am 29.6.2000 wur-
den für 6 Mittel mit 18 Anwendungsgebieten im Gemüsebau die
ersten Genehmigungen von der damaligen Zulassungsbehörde
Biologische Bundesanstalt erteilt; inzwischen ist das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) dafür
zuständig. Am Genehmigungsverfahren sind außerdem die Bio-
logische Bundesanstalt, das Umweltbundesamt (UBA) und das
Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) beteiligt.
 Obstbau, seit 1998).
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36 G. Meinert: Schließung von Lückenindikationen … Diese an der Genehmigung beteiligten Behörden, der amtli-
che Pflanzenschutzdienst der Länder, die Geschäftsführung für
die Lückenindikation bei der BBA und nicht zuletzt die Firmen
und Berufsverbände haben in den sechs Jahren (2000 bis 2005)
für eine schnelle Schließung von 1614 Lückenindikationen in
allen Kulturen gesorgt. Dabei spielten die rückstandsrelevan-
ten Indikationen die Hauptrolle. Allein für die Analysen wur-
den zwischen 2000 und 2005 für alle bearbeiteten Kulturen des
AK Lück etwa 1,8 Mio. € ausgegeben; und ein Ende der Ge-
nehmigungen für die Schließung der Lückenindikationen ist
nicht abzusehen, weil Lücken immer noch offen sind oder
Pflanzenschutzmittel die Zulassung aus verschiedenen Grün-
den verlieren und damit auch die Genehmigungen entfallen,
oder weil neue Mittel zugelassen werden, mit denen dann wie-
der Lücken geschlossen werden können. Für den amtlichen
Pflanzenschutzdienst ist die Schließung von Lücken zu einer
Daueraufgabe geworden. Dabei muss sicher gestellt werden,
dass in den Ländern die notwendigen Wirksamkeitsversuche
und Rückstandsversuche weiterhin durchgeführt werden kön-
nen. Nur wenn sich die Länder wie bisher an dieser essentiellen
Aufgabe mit Personal und Finanzen beteiligen, wird es bei ent-
sprechender Disziplin gelingen, der deutschen Landwirtschaft
die notwendigen genehmigten Mittel zur Verfügung zu stellen.
Fazit
Nach den gravierenden Problemen durch die fehlende Verfüg-
barkeit und Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, ist nach
wenigen Jahren festzustellen, dass das Dilemma der Lückenin-
dikationen zur Zufriedenheit der Praktiker weitgehend besei-
tigt werden konnte. Dies ist durch eine konzertierte Zusam-
menarbeit des amtlichen Pflanzenschutzdienstes der Länder,
der Geschäftsstelle des AK Lück bei der BBA und den Pflan-
zenschutzmittelfirmen und der Zulassungsbehörde sowie den
Benehmensbehörden und der Einvernehmensbehörde gelun-
gen. Der Bundesausschuss Obst und Gemüse hat sich insbe-
sondere auf der politischen Schiene erfolgreich für eine Ver-
besserung der Mittelsituation eingesetzt.Letztlich ist dieser
große Erfolg in erster Linie auf das rechtliche Genehmigungs-
verfahren im Pflanzenschutzgesetz und der weit vorausschau-
enden Einrichtung des Arbeitskreises Lückenindikation und
der Unterarbeitskreise zurückzuführen. Dafür hat sich das
Bundeslandwirtschaftsministerium besonders eingesetzt.Diese jetzige positive Pflanzenschutzsituation ist ein we-
sentlicher Grund dafür, dass die Praktiker mehr Planungssi-
cherheit beim Anbau und der Auswahl ihrer Kulturen haben,
legal produzieren können und wieder Vertrauen in die Arbeit
des amtlichen Pflanzenschutzdienstes gewonnen haben.
Literatur
BUNDESMINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT (BML), 1993: Probleme im
Pflanzenschutzmittelbereich durch auslaufende Zulassungen und
fehlende Neuanmeldungen, Referat 313.
BUNDESMINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT (BML), 2000: Bericht über
die Situation bei der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, Ref. 313.
CRÜGER, G., 1993: Zur Problematik der Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln in Lückenindikationen in der Bundesrepublik Deutschland.
Internationales Symposium über Lückenindikationen. Mitt. Biol.
Bundesanst. Land- Forstwirtsch. H. 291, 16-25.
FUNKE, H.-G., D. DE BOER, P. GALLI, G. MEINERT, 2005: Lückenindi-
kationen - ein neuer Arbeitsschwerpunkt im Obstbau. Festschrift der
LfP 2005, 101-105.
HERFS, W., 1983: Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in
Fällen von „Lücken-Indikationen“ Nachrichtenbl. Deut. Pflanzen-
schutzd. 35, 95.
KNEIB, G., 1996: Zur Problematik der Lückenindikation aus Sicht des
Gartenbaues-Obstbau. 2. Internationales Symposium über Lücken-
indikationen. Mitt. Biol. Bundesanst. Land- Forstwirtsch. H. 324,
47-48.
KOHSIEK, H., W. PALLUTT, 1996: Die Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln in Lückenindikationen in der Bundesrepublik Deutschland
und Vorschläge für eine internationale Zusammenarbeit. 2. Interna-
tionales Symposium über Lückenindikationen. Mitt. Biol. Bundes-
anst. Land- Forstwirtsch. H. 324, 19-25.
LEFÈVRE, M., 1993: Lückenindikationen von Pflanzenschutzmitteln -
Probleme und Lösungswege. Internationales Symposium über Lü-
ckenindikationen. Mitt. Biol. Bundesanst. Land- Forstwirtsch. H.
291, 123-128.
MEINERT, G., 1993: Probleme der Praxisberatung bei der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln in Lückenindikationen. Internationales
Symposium über Lückenindikationen. Mitt. Biol. Bundesanst. Land-
Forstwirtsch. H. 291, 117-122.
PETZOLD, R., 1993: Gesetzliche und rechtliche Aspekte der Zulassung
von Pflanzenschutzmitteln in Lückenindikationen. Internationales
Symposium über Lückenindikationen. Mitt. Biol. Bundesanst. Land-
Forstwirtsch. H. 291, 105-113.
Zur Veröffentlichung angenommen: 2007
Kontaktanschrift: Dr. Georg Meinert, ehem. Leiter der Landesanstalt
für Pflanzenschutz Stuttgart, priv.: Brühlstr. 7, 71679 AspergNachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 60. 2008
